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nächste OW am

8. März 2023

»LINKE Politik konkret« gibt 
vom 12. bis 16. Juni 2023 fünf 
Tage lang Einblick in die Ent-
stehung parlamentarischer In-
itiativen und linker Politik im 
Bundestag. Wenn du Lust hast, 
die Abgeordneten der LINKEN 
Amira Mohamed Ali, Jan Korte, 
Janine Wissler, Susanne Fer-
schl, Pascal Meiser und Christi-
an Leye durch den parlamenta-
rischen Alltag zu begleiten oder 
mit ihnen über den Einfl uss von 
Gewerkschaften zu diskutieren, 
dann bewirb dich! 
Die Veranstaltung richtet sich 
vorrangig an jüngere haupt- und 
ehrenamtliche Gewerkschaf-
ter:innen des DGB und seiner 
Mitgliedsgewerkschaften. Die 
Auswahl der Teilnehmenden er-
folgt nach Anmeldeschluss. 
Die Veranstaltung der Fraktion 
DIE LINKE ist kostenlos und 
wird in Brandenburg als Bil-
dungsurlaub anerkannt. 
Infos und Anmeldeformular: 
https://www.linksfraktion.de/
termine/detail/linke-
politik-konkret-fuenf-
tage-bei-der-
linksfraktion-4/
Kontakt: Karen Balke-Esposito, 
kontaktstelle@linksfraktion.de
Tel.: 030 227-55540

Seit Mai 2022 gibt es das 
LNG-Beschleunigungsgesetz, das 
helfen soll, zügig eine Infrastruktur 
für verfl üssigtes Erdgas aufzubau-
en – alternativ zum Erdgas, um die 
Abhängigkeit von russischem Gas 
zu reduzieren. Geplant ist auch ein 
LNG-Terminal vor der Insel Rügen, 
gegen das sich nun starker Wi-
derstand von regionaler Politik und 
Wirtschaft, Umweltverbänden, so-
wie weiten Teilen der Bevölkerung 
regt.

Hierzu erklärt Helmut Scholz, Mit-
glied von DIE LINKE im Europäische 
Parlament, seit Jahren auch An-
sprechpartner für Mecklenburg-Vor-
pommern, erklärte dazu, dass die 
Abkehr von Erdgas als fossilem 
Energieträger dringend notwendig 
sei, um die vereinbarten Klimaziele 
zu erreichen und um sich aus der 
Abhängigkeit anderer Staaten zu lö-
sen. Scholz meint aber auch: „Die 
Umstellung auf LNG in solch hohen 

Mengen, wie von der Bundesre-
gierung geplant, unterläuft das ei-
gentliche Ziel dieses Anliegens. Die 
mit dem Beschleunigungsgesetz 
bekräftigten wirtschaftspolitischen 
Schwerpunktsetzungen konterka-
rieren umweltpolitische Aspekte: 
Eine normalerweise durchzuführen-
de Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) vor Planung solcher Vorhaben 
wird außer Kraft gesetzt. Deshalb 
muss auf EU-Ebene nachgebes-
sert werden: Die EU-Richtlinie, die 
die UVP regelt, aber Ausnahmen 
gewährt, ist klar und eindeutig zu 
schärfen – Klimaschutz ist zum ver-
pfl ichtenden Standard bei jeglichen 
in die Umwelt eingreifenden Infra-
strukturmaßnahmen zu machen.“

Helmut Scholz verweist darauf, 
dass die Region stark vom Tou-
rismus abhängig ist und dies bei 
den geplanten Ostsee-LNG-Termi-
nals offenbar missachtet wird. „Der 
Schaden für die lokale Wirtschaft auf 

Rügen lebt vom Tourismus –
Werden Überkapazitäten 

an LNG-Terminals geplant?
Europaabgeordneter Helmut Scholz (DIE LINKE): 

Es braucht Umweltverträglichkeitsprüfungen für LNG-Terminals an der Ostsee
Rügen und all jene Menschen, die 
von dieser leben, wird nur schwer 
rückgängig zu machen sein.“

Der Europaabgeordnete fordert 
deshalb die EU-Kommission auf, 
die Aussetzung der  Umweltverträg-
lichkeitsprüfung bei der Errichtung 
der LNG-Terminals zu überprüfen. 
EU-Kommission und Bundesregie-
rung müssen die massiven Eingriffe 
in das Ökosystem des Ostseeraums 
begründen, fordert Scholz. „Denn 
mittlerweile verweisen Studien da-
rauf, dass die geplanten Terminals 
zu einer Überkapazität an LNG füh-
ren werden und die schon heute 
höchst sensible Ökosystembalance 
in der Region durch die Verlegung 
notwendiger neuer Pipelines durch 
den Greifswalder Bodden zerstört 
werden dürfte.“ Bis zu dieser Klä-
rung müssten aus Sicht des LIN-
KEN-Politikers weitere Planungen 
zum LNG-Terminal vor Rügen ge-
stoppt werden. bc


